
diesem ebenfalls nur zur Bereicherung seiner Um­
laufmittel geführt hätte. Eine Rückzahlung an die 
Deutsche Investitionsbank schied auch aus, da in Höhe 
des Betrages tatsächlich Bauleistungen ausgeführt und 
zu bezahlen waren und lediglich der VEB Bau-Union D. 
nicht der berechtigte Empfänger war.
Anmerkung:

1. Das Staatliche Vertragsgericht hat seit Oktober 
1953 schon mehrfach entschieden, daß die Verordnun­
gen über die Verlängerung von Verjährungsfristen auf 
Ansprüche der volkseigenen Wirtschaft aus Verstößen 
gegen das Allgemeine Vertragssystem, die der Zustän­
digkeit des Staatlichen Vertragsgerichts unterliegen, 
keine Anwendung finden. Man kann daher insoweit 
schon von einer ständigen Spruchpraxis sprechen. Um 
es klar hervorzuheben: Betroffen werden davon nur die 
Streitfälle der volkseigenen Wirtschaft, der ihr gleich­
gestellten Wirtschaft und der nach gleichen Grundsätzen 
zu behandelnden Staatlichen Organe (Haushaltsorgani­
sationen). Die VO findet dagegen Anwendung, wenn ein 
Vertragspartner zur Privatwirtschaft gehört, auch wenn 
im Streitfall die Zuständigkeit des Staatlichen Vertrags­
gerichts gegeben ist.

Für die volkseigene Wirtschaft gilt der Grundsatz der 
wirtschaftlichen Rechnungsführung. Zur Verwirklichung 
dieses Grundsatzes gehört auch das rasche Abwickeln 
von Geschäftsvorfällen und die unverzügliche Bereini­
gung von Streitfragen zwischen den Betrieben. Bereits 
1949 ist es den Hauptbuchhaltern der volkseigenen Be­
triebe zur Pflicht gemacht worden, hierauf ihr besonde­
res Augenmerk zu richten1). Auch die übrigen Maßnah­
men auf finanzpolitischem Gebiet, wie z. B. Fristen für 
die Erteilung von Rechnungen und deren Bezahlung'* 2), 
die kurzen Einspruchsfristen im RE-Verfahren und die 
Abrechnung der Leistungen für Investitionsbauvorhaben 
und die Auflösung der Investmittelsonderkonten zum 
31. Januar eines jeden folgenden Planjahres zeigen den 
Willen des Gesetzgebers, die Betriebe zu einer kurz­
fristigen Erledigung der Vorgänge anzuhalten. Zur Stär­
kung der Finanzdisziplin und Erziehung der Betriebe 
kennen daher einzelne Volksdemokratien nicht nur 
kurze Verjährungsfristen, sondern darüber hinaus kurze 
prozessuale Ausschlußfristen von z. B. 1 Jahr in Polen 
und außerdem noch eine ebenso kurze Vollstreckungs­
verjährung der rechtskräftig zuerkannten Ansprüche. 
Ein Vergleich zeigt, daß in der Sowjetunion und in 
allen Volksdemokratien versucht wird, mit kurzen 
Fristen, die zwar in einem Land mehr als materiell­
rechtliche Verjährung oder Ausschlußfrist, in anderen 
als prozessuale Frist ausgestaltet sein können, diese 
Grundsätze zu realisieren.

Für unsere volkseigene Wirtschaft liegt nicht das ge­
ringste Bedürfnis vor, eine Maßnahme zu treffen, die 
in ihren Auswirkungen die Finanzdisziplin der volks­
eigenen Wirtschaft schwächt. Im Gegenteil ist es drin­
gend notwendig, schnellstens die Verjährungs- und 
Ausschlußfristen zu überarbeiten, um die Entwicklung 
stärker zu fördern. Die Schaffung von Bestimmungen, 
die unsere volkseigene Wirtschaft hemmen, wäre um so 
unverständlicher, wenn man bedenkt, daß die für die 
volkseigenen Betriebe geltenden Fristen zum Teil erst 
geschaffen wurden, als die VO über die Verlängerung 
der Verjährung bereits in Kraft war. Bekanntlich erging 
die erste Anordnung über die Verlängerung von Ver­
jährungsfristen am 22. Dezember 1948. Sie wurde dann 
jedes Jahr erneuert. Die Anwendung der VO auf die 
gegenseitigen Beziehungen der volkseigenen Wirtschaft 
erweist sich also nicht nur wegen ihres Ergebnisses als 
unmöglich, sondern deshalb, weil eine solche Anwen­
dung mit den Grundsätzen, nach denen der Gesetzgeber 
die volkseigene Wirtschaft aufgebaut hat, nicht im Ein­
klang stehen würde.

Wie tatsächlich auch beabsichtigt war, handelt es sich 
bei der VO über die Verlängerung der Verjährungsfri­
sten um eine Verordnung zum Schutze des Volkseigen­
tums, und an ifirem Charakter ist durch die VO vom 
17. Dezember 1953 nichts geändert worden.

Deshalb wird auch die Verjährung von Ansprüchen, 
die gegen das Volkseigentum gerichtet sind, nicht ge-

Anordnung über das Rechnungswesen in der volkseigenen 
Wirtschaft, in den Genossenschaften und den Genossenschafts­
verbänden von 13. Juli 1949 (ZVOB1. S. 531).

2) 6. DB zur VO über die Finanzwirtschaft der volkseigenen 
Betriebe vom 15. Juli 1949 (ZVOB1. S. 548).

hemmt. In der Entscheidung ist bereits betont worden, 
daß das Volkseigentum nicht durch die Ablaufshem­
mung der Verjährung geschützt zu werden braucht, 
wenn sich volkseigene Betriebe untereinander streiten. 
Hier liegt, wie gesagt, vielmehr das Bedürfnis zu einer 
unverzüglichen Klärung vor.

2. Bei den Ansprüchen, die im vorliegenden Fall als 
verjährt abgewiesen wurden, handelt es sich um An­
sprüche aus Investitionsbauvorhaben, die mit Investmit­
teln zu begleichen waren. Die Investmittelsonderkonten 
werden jeweils kurze Zeit nach Ablauf des Planjahres 
aufgelöst, so daß für die Leistungen aus dem Jahre 
1950151 vom Jahre 1952 ab keine Investmittel mehr zur 
Verfügung standen. Soweit der Anspruch sich gegen den 
Investträger richtete, konnte er ihn über ein Invest­
mittelkonto gar nicht mehr befriedigen.

Das Staatliche Vertragsgericht hat aber ausgesprochen, 
daß der Investitionsträger nicht schon deshalb von jeder 
Zahlungspflicht frei wird, weil eine Möglichkeit, mit 
Investmitteln die Forderung zu begleichen, nicht mehr 
gegeben ist. Das Staatliche Vertragsgericht prüft viel­
mehr in jedem Fall, ob diese Unmöglichkeit auf ein 
schuldhaftes Verhalten des Beteiligten zurückzuführen 
ist. Liegt ein Verschulden des Investträgers vor, so hat 
er, je nachdem, ob es sich um alleiniges oder mitwirken­
des Verschulden handelt, den gesamten Betrag oder 
einen Teilbetrag wie einen Schadensersatz aus seinem 
Betriebsergebnis zu zahlen. Hat der Investträger die 
Unmöglichkeit nicht zu vertreten, so erhält der Partner 
keine Bezahlung für seine Leistung.

Es leuchtet ein, daß sich der kurz nach Ende des Plan­
jahres eintretende Abschluß und die Auflösung des Son­
derkontos mit einer möglicherweise lange Zeit danach 
erfolgenden Auseinandersetzung zwischen den Beteilig­
ten, ob noch Leistungen aus dem abgeschlossenen Plan­
jahr aus Umlaufmitteln zu bezahlen sind, nicht vertra­
gen, da auf diese Weise eine endgültige rasche Abwick­
lung nicht erreicht wird. Geradezu unhaltbar aber 
würde die Situation werden, wenn insoweit nicht ein­
mal die derzeitigen Verjährungsbestimmungen infolge 
Ablaufshemmung eingreifen sollten.

3. Das Staatliche Vertragsgericht vertritt den Grund­
satz, daß aus den unter Ziff. 1 aufgeführten Gründen 
auch die 30jährige Verjährungsfrist auf die vertraglichen 
Ansprüche der volkseigenen Wirtschaft und der nach 
dem gleichen Grundsatz zu behandelnden staatlichen 
Institutionen nicht angewendet werden kann.

Es fehlt zunächst eine Bestimmung, welche Verjäh­
rungsfristen an Stelle der Frist von 30 Jahren anzu­
wenden sind. (Diese Frage ist u. a. von Wichtigkeit für 
die Entwurfsbüros, die früher volkseigene Betriebe waren, 
jetzt aber Haushaltsorganisationen geworden sind. Sie 
schließen Projektierungsverträge und erhalten als Ent­
gelt „Gebühren“, die aber nicht zu Umlaufmitteln wer­
den, da sie als Haushaltsorganisationen nicht wie ein 
VE-Betrieb finanzgeplant sind.) Diese sich ergebende 
Lücke im Gesetz kann ausgefüllt werden durch eine 
entsprechende Anwendung von geltenden Bestimmun­
gen, wenn sie mit den neuen allgemeinen Grundsätzen 
und damit dem erkennbaren Willen. des Gesetzgebers 
in Einklang stehen — anders ausgedrückt: wenn sie in 
ihrer Anwendung den Interessen der Werktätigen und 
damit unserer gesamten Entwicklung dienen. In Frage 
konnte also nur die Anwendung von Bestimmungen 
kommen, die den Verjährungsfristen für die übrige VE- 
Wirtschaft entsprechen. So wendet das Staatliche Ver­
tragsgericht auf diese Institutionen — nachdem die 
30jährige Verjährungsfrist ausscheidet — den § 196 
BGB entsprechend an, d. h. die Haushaltsorganisation 
wird als Gläubiger wie ein Kaufmann behandelt. Ihre 
wirtschaftliche Tätigkeit kann allerdings nicht als „Ge­
werbebetrieb“ angesehen werden, so daß dort, wo sie 
als Schuldner in Erscheinung tritt, ebenfalls nur die 
zweijährige Verjährungsfrist des § 196 Ziff. 1 BGB An­
wendung finden kann.

Hingegen hat das Staatliche Vertragsgericht die Tätig­
keit der VE-Betriebe als „Gewerbebetrieb“ im Sinn des 
§ 196 BGB angesehen, so daß noch eine vierjährige 
Verjährungsfrist gegeben ist, wenn ein VE-Betrieb ein 
Schuldner ist, und es sich nicht — wie im vorliegenden 
Fall — um ein Investitionsbaugeschehen handelt.

Dabei steht das Staatliche Vertragsgericht auf dem 
Standpunkt, daß diese vierjährige Verjährungsfrist für 
die VE-Wirtschaft eine unerwünscht lange Frist ist.
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